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PRKSIDENT SASSMANN (um 11 Uhr 10 Mi­
nuten): Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll
der letzten Sitzung ist geschäftsordnungsmäßig
aufgelegen; es ist unbeanständet geblieben, dem­
nach als genehmi!?;t zu betrachten.

Um Urlaub in der Dauer von sechs Wochen
hat Abg. F u c h s angesucht, der über Einladung
der amerikanischen Gewerkschaften und des
österreichischen Produktivitätszentrums eine Stu­
dienreise in die Vereinigten Staaten von Nord­
amerika unternehmen soll. Nach § 19 LGO. kann
Urlaub von längerer Dauer nur der Landtag er­
teilen, welcher hierüber ohne Wechselrede ent­
scheidet. Ist eine Einwendung dagegen? (Nach

einer Pause.) Es ist nicht der Fall. Die Urlaubs­
genehmigung ist somit erteilt.

Die Zustimmung desl Hohen Hauses voraus­
setzend, habe ich die im Kommunalausschuß vom
26. April 1955 verabschiedete Vorlage, Zahl 109,
noch auf eine Nachtragstagesordnung zur heuti­
gen Sitzung stellen lassen. Wird dagegen eine
Einwendung erhoben? (Nach einer Pause.) Das ist
nicht der Fall. Die Nachtragstagesordnung liegt
auf den Plätzen der Herren Abgeordneten auf,
ebenso die stenographischen Protokolle der
V. Session der V. Wahlperiode der 27. Sitzung
vom 10. September 1954 und der 28. Sitzung
vom 21. September 1954.

Ich ersuche um Verlesung des Einlaufes.

SCHRIFTFüHRER (liest):

Vorlage der Landesregierung, betreffend die
Beendigung des Baues der Autobahn nicht in
'Wien, sondern Weiterführung desselben über
Wiener Neustadt und Neunkirchen. Resolutions'­
antrag des Abgeordneten c'ipin.

Vorlage der Landesregierung, betreffend den
Gesetzentwurf über die Abänderung des Gesetzes
vom 10. Februar 1955., LGBI. Nr. 33, betreffend
dieWiedererrichtung der Ortsgemeinde Ratzers­
dorf und Abtrennung von Gebietsteilen aus dem
Gebiet der Statutarstadt St. pölten.

PRKSIDENT SASSMANN (nach Zuweisung
des Einlattfes an die zuständigen Ausschüsse): Wir
gelangen zur Beratung der Tagesordnung. Ich
ersuche den Herrn Abg. S c h ö b e r I, die Ver­
handlung zur Zahl 111 einzuleiten.

Berichterstatter ABG. SCHOBERL: Hohes
Haus! Ich habe namens des Finanzausschusses
über die Vorlage der Landesregierung, betreffend
Beitrag für Caritas-Vorschulen, Nachtragskredit,
zu berichten.

Hoher Landtag! Sowohl die Caritas der Erz­
diözese Wien als auch der Caritasverband für die
Diözese St. Pölten führen im und für den Bereich
des Bundeslandes Niederösterreich eine Reihe
von Caritas-Vorschulen, deren Bedeutung für
die Vorbildung für Frauenberufe immer mehr
zunimmt. Solche Schulen bestehen in Amstetten,
Krems, St. Pölten, Wiener Neustadt und Wien.
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1m Hinblick auf die Bedcutung dic',er Tätig­
keit hat der Landtag von Niederösterr,ich schon
im Jahre 1953 mit Landtagsbeschluß vo1l127. Ok­
tobcr 1953 cinen außerordentlichen Nachtf:lg~;­

kredit als ßc:itrag für diese Caritas-Vorschulen
in der Höhe von 12C.000 Schilling be\\illigt. Da
die finanzielle Situation dieser Vorsch Jlen auch
derzeit wieder eine größere Unterstützung ver­
langt, in den mit der führung dieser Schulen
befaßten Stellen jedoch nicht genügend Mittel
vorhanden sind, w,ire die Bewilligung eines ent­
sprechenden Nachtragskredites erforderlich.

Der finanzausschuß hat üher die Vnrlage be­
raten und stellt an den Hohen Landt:lg folgen­
den Antrag (liest):

"Der Hohe Landtag wolle beschlicl~en:

1. für Zwecke der Unterstützung ,Jer Täti,~­

keit der Caritas-Vorschulen in der I~r?diözese

Wien und in der Diö7Cse St. Pölten wird ein
Beitrag aus Landesmittein in der Höhe von
120.000 Schilling bewilligt.

2. Im Voranschlag des Lande~; Niede:'österreich
für das Jahr 1955 -wird ein Nachtragskredit in
der Höhe von 120.000 Schilling beim außer­
ordentlichen Voranschlal~sansatz 09-94 mit der
Bezeichnung "Beitrag für Caritas-Vorschulen"
bewilligt, dessen Inanspruchnahme auf einer neu
zu eröffnenden Verrechnungspositiofl mit der
gleichen Bezeichnung nachzu weisen ist.

3. Die niederösterreichische Landesregierung
wird beauftragt, wegen Durchführung dieser Be­
schlüsse das Erforderliche zu veranlassen."

!eh ersuche den Herrn Pr:isidenten, über diesen
Antrag die Debatte zu eröffnen, bzw. lbstimmen
zu lassen.

PRASIDENT SASSMANN : Zum Wort gelangt
der Herr Abg. K u n t n e r

ABG. KUNTNER: Hohes Hohes' "olange dic
Jugendarbeitslosigkeit trotz der Kon junktur noch
nicht geschwunden ist, begrüßcn wir alle Maß­
nahmen, die zur Vermi nderullg der Jugend­
arbeitslosigkeit beitragen. ');lir begrüFen es, daß
die niederösterreichische Landesregierung über
ihre gesetzliche Verpflichtung hinaus Mittel zur
Verfügung stellt, um die Arbeitslosigkeit bei den
Jugendlichen zu beLimpfen, weil wir es als selbst­
verständlich empfinden, daß es oberste morali­
sche Pflicht ist, der Jugend zu helfen. Wir be­
grüßen es ferner, daß auch privaten Institutionen,
unter deren Aufgaben auch die Bekämpfung der
Jugendarbeitslosigkeit aufschei 11 t, Geldmittel zu­
gewendet werden. \)/i r werden daher dem vor­
liegenden Antrag auf Zuwendung eines Beitrages
an die Caritas in Würdigung der Bedeutung, die
sie für die Vorbildung auf hauenberufe hat, zu­
stimmen.

Es muß aber doch festgestellt werden, daß die
Caritas nur auf einen BenJf, nämli,:h auf den

der Hausgehilfin, vorbereitet, daß sie sich also
auf die weibliche .lugend besci1ränkt und so einen
engeren Kreis umfaßt. Daher ist es notwendig
und zweckchenlich, öffentliche Institutionen wie
"J ugend am Werk" ins Leben zu rufen. "Jugend
~lm Werk" hat bei der Bekämpfung der Jugend­
arbeitslosigkeit nicht nur die Aufgabe, die Ju­
gend sinnvoll zu beschäftigen und sie dadurch
vor den Gefahren der Straße zu bewahren, also
eine Erziehungswirkung auszuüben, sondern dar­
über hinaus auch die Bildung zu vervollkomm­
nen, die Bildungslücken, die Jugendliche noch
aufweisen, zu schließen und schließlich die Be­
rufsvorschulung einzuleiten, das ist zunächst die
Berufsberatung in Form von Belehrung, Be­
triebsbesichtigung und Berufserprobung, und end­
lich auch die psvchotechnische Eignung festzu­
legen und in Zusammenarbeit mit dem Arbeits­
amt die ßerufsvermittlung durchzuführen. Es
muß insbesonders darauf hingewiesen werden,
da!\ diese ßerufsvermittlung nicht nur dem
\XTunsche der Jugendlichen entsprechend durch­
geführt wird, sondern daß getrachtet wird, durch
eine Berufslenkung eine zweckentsprechende Be­
rufseinweisung zu erreichen.

Diese institution, die ursprünglich aus der
Initiative de, Arbeitsamtes und der Gemeinden
hervorgegangen ist und im Jahre 1950/51 bereits
in Hohenau bestand, ist schließlich zu einer öf­
fentlichen Institution geworden, für die der 13u11(1
40 Prozent, das Land 40 Prozent und die Ge­
meinden 20 Prozent beizutragen haben, die aber
für alle zugänglich, also nicht auf irgendeinen
bestimmten Kreis beschränkt ist, und die vor
allem männliche und weibliche Jugendliche um­
faßt. Dabei muß gesagt werden, daß gerade diese
Art der Betreuung für das Land verhältnismäßig
billig ist, weil es ja nur 40 Prozent dazu beizu­
tragen hat, also bei einem Kostenaufwand von
150 Schilling pro Kopf nur einen Betrag von
60 Schilling erfordert.

Dies': Kurse haben im Jahr 1953 einen Auf­
wand von 345.00C Schilling verursacht, W~lS un­
gefähr dem Voranschlagsansatz des Jahres 1955
entspricht. Im Jahre 1954 wurde der Kredit voll­
ständig aufgebraucht, der Kredit vom Jahr 1955
von 200.000 Schilling jedoch nur soweit, daß
171.000 Schilling den Vorhaben "Jugend am
Werk" in Ternitz, Wiener Neustadt, Hohenau,
Klosterneuburg, Schwechat, Lunz und Hochwol­
kersdorf und 18.000 Schilling den Maturanten­
kurscn, veranstaltet vom Landesschulrat für Nie­
derösterreich und vom Landesarbeitsamt Nieder­
iisterreich, zugeführt wurden, sodaf~ noch eIn
verfügbarer I~est von 11.000 Schilling für das
kommende Schuljahr übrigbleibt. Das ist aber
kaum allsreichend, um die Vorhaben in Hohenau,
in Termtz und \'Viener Neustadt zu erfüllen,
und es ist auch auf keinen Fall ausreichend, um
die 'll1(jeren Vorhabcn in Hochwolkersdorf,
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Schwechat, Klosterneuburg, Lunz usw. durchzu­
führen. Für diese wären mindestens noch 100.000
Schilling erforderlich. Wie immer man sich' zur
Frage "Jugend am Werk" stellen mag, muß doch
gesagt werden, daß also die Mittel, die im Vor­
anschlag für das Jahr 1955 mit 200.000 Schilling
veranschlagt wurden, nicht ausreichen, um die
Fortführung der Aktion "Jugend am Werk" zu
gewährleisten. Es scheint übrigens im Motiven­
bericht, der wieder einmal reichlich unklar ab­
ge:faßt ist, auf, daß sich die Zuwendung vOn
120.000 Schilling für die Caritas bloß auf das
Schuljahr 1954/55 bezieht, während für "Jugend
am Werk" erst für das 1. Halbjahr vorgesorgt
ist. Nun muß gesagt werden, daß man schließ­
lich ein Budget nicht für ein halbes Jahr erstel­
len kann, sondern daß jede, auch die kleinste
Gemeinde, für das ganze Jahr budgetieren, da­
her auch die beiden sich überschneidenden Schul­
halbjahre berücksichtigen muß. Es wäre daher
hoch an der Zeit, jetzt im Mai für das, was im
Herbst geschehen soll, vorzusorgen. Denn jeder
Zeitverlust würde bedeuten, daß die Gemeinden
allein auf ihre eigene Initiative angewiesen wä­
ren, ohne daß sie die finanzielle Sicherheit hät­
ten, daß vom Bund oder Land die notwendigen
Mittel dazu bereitgestellt werden.

Es wurde bemängelt, daß unter Umständen
auch Unzweckmäßigkeiten vorkommen. Ich bitte,
das mag bei Privatinstitutionen passieren, bei
den öffentlichen jedenfalls nicht. Wir erachten
es daher als unsere Pflicht, darauf aufmerksam
zu machen, daß, wenn man private Vorhaben
unterstützt, weil sie die Jugendarbeitslosigkeit
bekämpfen, es unbedingt notwendig ist, auch die
öffentlichen Institutionen zu fördern. Wir be­
grüßen alle Bestrebungen des Landes Niederöster­
reich, die der Bekämpfung der Jugendarbeits­
losigkeit dienen. Wir werden daher auch für den
vorliegenden Antrag stimmen. Wir sind aber der
Meinung, daß besonders die öffentlichen Insti­
tutionen, vor allem die Einrichtungen des Landes
auf diesem Gebiet, also die Aktion "Jugend am
Werk", ausreichend dotiert werden müssen und
daß diese Dotierungen auch zeitgerecht zu er­
folgen haben.

Ich erlaube mir daher, namens meiner Frak­
tion den Resolutionsantrag zu stellen (liest):

"Der Hohe Landtag wolle beschließen:
Zu Voranschlagsansatz 462-90 im außerordent­

lichen Voranschlag des Landes Niederösterreich
für das Jahr 1955, betreffend Maßnahmen zur
Bekämpfung der Jugendarbeitlosigkei.t, wird ein
Nachtragskredit vOn 100.000 Schilling bewilligt."

Ich bitte um die Annahme dieses Antrages.
(Beifall bei der SPÖ.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort gelangt
Herr Abg. S t a n gl er.

ABG. STANGLER: Hoher Landtag! Es ist
nicht das erstemal, daß sich die Mitglieder des
l-Iohen Haus;es mit der Frage der Jugendbeschäf­
tigung und Berufsnot der Jugend in einer Aus­
sprache befassen. Wir haben zu wiederholten
Malen in den Budgetdebatten auf diese Frage
hingewiesen. Ich darf nun doch ganz allgemein
feststellen, daß die Jugendbeschäftigungslage gün­
stiger ist, als selbst die größten Optimisten er­
wartet haben. Dies. ist zweifellos daranf zurück­
zuführen, daß wir durch die Wirtschaftskonjunk­
tur einen derart großen Bedarf auch an jungen
Arbeitskräften haben, daß alle arbeitsuchenden
Jugendlichen und Jugendliche. welche Lehrplätze
suchen, Arbeits-, bzw. Ausbildungsplätze gefun­
den haben. Etwas schwieriger ist die Lage bei
den jüngeren Jahrgängen, soweit sie eben knapp
die Schule verlassen haben. Die Unterbringung
der 14- und 15jährigen ist unmittelbar nach
Schulschluß etwas schwieriger. Ebenfalls schwierig
ist die Unterbringung der Mä~chen. Trotzdem
können clie Z~ 1, 1en clie clas La~de'a"he;t'a"lt be­
kannt gibt, nicht als erschreckend bezeichnet wer­
den. Obwohl mit Schulschluß 1954 der zweite
geburtenstarke Jahrgang die Schule verlassen hat,
konnten doch soviele Jugendliche Lehr- und
Arbeitsplätze finden, daß der überhang - also
die Zahl der im Vorjahr nicht Untergebrachten
- im heurigen Frühjahr geringer ist als vor
einem Jahr. Hatten wir zur seIben Zeit des Vor­
jahres noch 3000 Jugendliche bei den Arbeits­
ämtern vorgemerkt, die für Lehr- und Arbeits­
plätze sofort verfügbar waren, so ist trotz des
Schulaustrittes des zweiten geburtenstarken Jahr­
g:mges die Zahl auf 2660 gesunken. Diese Zahlen
betreffen den Berichtsraum vom 31. März.

Es darf also festgestellt werden, daß im all­
gemeinen die aus der Schule entlassene Jugend
Arbeits- und l.ehrplätze gefunden hat. Die Zahl
vOn 2660, die sofort verfügbar ist, wird sich be­
sonders im Monat April um ein Bedeutendes
vermindern, weil ja mit Anlauf der Bausaison
alle jene Jugendlichen, die im vorigen Herbst
ihre Lehrlingsausbildung beendet haben, unter­
gebracht werden können.

Es ist also durch die günstige wirtschaftliche
Lage und durch die günstige Auswirkung des
Jugendeinstellungsgesetzes erreicht worden, daß
es zu keiner Jugendarbeitslosigkeit gekommen
ist, die wir befürchtet haben. Die angeführten
2660 Jugendlichen, die noch nicht untergebracht
sind, werden bei einer weiteren normalen Ent­
wicklung ohne weiteres im Laufe von Monaten
untergebracht werden können.

Es ist richtig, daß vor allem auf dem Sektor
der weiblichen Jugend gewisse Schwierigkeiten
bestehen. Es freut mich, daß mein Vorredner
darauf hingewiesen hat, daß auch vOn s'einer
Fraktion jene Maßnahmen begrüßt werden, die
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hier mithelfen, auch private Einrichtungen zu
unterstützen. Wir haben ja schon im Jahre 1953
auf diese Caritas-Vorschulen hingewiesen. Wenn
mein Vorredner sagt, daß die Caritas-Vorschulen
nur Hausgehilfinnen ausbilden, so ist das un­
richtig, denn dann würde mein verehrter Vor­
redner die Einrichtungen der Caritas schlecht
kennen. Die Caritas-Vorschulen vermitteln neben
einer theoretischen Ausbildung in allen Haus­
haltsfächern auch, wenn ich so sagen darf, ein
Praktikum in der Führung eines Haushalts. Es
wird den Mädeln die Möglichket gegeben, in den
Vormittagsstunden in privaten Haushalten die
Ergänzung im Praktischen zum theoretischen
Unterricht zu erhalten. Außerdem wird diesen
Mädchen in den Nachmittagsstunden die Mög­
lichkeit gegeben, ihre Allgemeinbildung in den
schulischen Fächern zu erweitern, wobei der
größte Teil von ihnen auf eine Abschlußprüfung
an Hauptschulen vorbereitet wird, die die mei­
sten dieser Mädchen nicht besucht oder deren
letzte Stufe sie nicht erreicht haben. Es wird
also hier eine Voraussetzung geschaffen, daß diese
Mädchen neben ihrer praktischen und theoreti­
schen Ausbildung in allen Haushaltsfächern noch
eine gute Allgemeinbildung erhalten. Sie werden
dadurch befähigt, nach Beendigung der Caritas­
Vorschule mit einem gültigen Abschlußzeugnis
einer Hauptschule leichter an einem Lehr- oder
Arbeitsplatz unterzukommen.

Wesentlich ist für das Land, daß hier eine
private Einrichtung aus Eigenem Mittel aufbringt,
um sich der nicht beschäftigten oder noch nicht
in Berufen untergebrachten Mädchen anzuneh­
men. Die private Einrichtung "Caritas" hilft also
freiwillig mit, 'die öffentliche Hand, Staat und
Land, von einer Sorge zu befreien. Die Kosten,
die dadurch dem Land verursacht werden, sind
auße'rordentlich gering, und die privaten Mittel
machen ein Bedeutendes mehr aus, als, hier von
der öffentlichen Hand beigetragen werden muK

Unsere Fraktion hat daher von jeher schon
den Standpunkt vertreten, daß gerade private
Institutionen zu fördern sind, weil dies für die
öffentliche Hand am billigsten kommt. Es müs­
sen aus öffentlichen Mitteln nur Förderungs­
beiträge gegeben werden, die Hauptlast trägt
zum Teil die Institution selbst, zum Teil tragen
sie die privaten Haushalte, die diese Mädel vor­
mittags als Praktikantinnen zugewiesen b~­

kommen.
Wir glauben also, daß diese Einrichtung ein

sehr guter Weg ist, die Berufsnot der Mädchen
zu lindern, sie für ihre künftige Stellung als
Hausfrau und Mutter bestens vorzubereiten,
ihnen aber auch jene Allgemeinbildung mitzu­
geben, die sie befähigt, leichter auf Lehr- und
Arbeitsplätzen unterzukommen.

Der Herr Abg. Kuntner hat darauf hinge­
, wiesen, daß die Einrichtung berufsvorbereitender

Kurse nach dem Muster "Jugend am Werk"
ebenso vorteilhaft sei. Ich will ihm hier teilweise
zustimmen, aber nur teilweise, denn ich glaube,
daß der hiefür aufgewendete Betrag der öffent­
lichen Hand nicht dieselbe Wirkung erzeugt wie
bei anderen Maßnahmen. Ich habe hier eine Auf­
stellung aller berufsvorbereitenden Kurse im
Land Niederösterreich, die zum Teil durch die
Gemeinden als Träger der Einrichtung bzw. vom
Land selbst in Form von Internatskursen geführt
werden. Man muß feststellen, daß im laufenden
Schuljahr 1954/55 Gemeinden, Land und Bund
insgesamt 1 Million SchiHing aufwenden, um für
320 Jugendliche eine vorübergehende Beschäfti­
gung oder Berufsvorbereitung zu ermöglichen. Die
Caritas-Vorschulen bekommen von der öffent­
lichen Hand 120.000 Schilling und erfassen da­
mit 400 Jugendliche. Es zeigt sich also schon, wie
hier öffentliche Mittel am zweckmäßigsten und
wirkungsvollsten verwendet werden könnten.
Die Einrichtung, die das Land in Hochwolkers­
dorf, in Puchberg und in Perchtoldsdorf selbst
führt, verursacht ihm insgesamt außer dem Son­
derkredit im normalen Budget dur'ch die Mittel,
die wir zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosig­
keit eingesetzt haben, immerhin 400.000 Schil­
ling Kosten. Wenn ich nun sehe, daß in diesen
landeseigenen Internatskursen pro Jugendlichen
340 bis 500 Schilling monatlich aufgewendet wer­
den, dann wage ich zu behaupten, ohne damit
Differenzen herausfordern zu wollen, daß man
mit demselben Geldbetrag mehr Mädchen be­
schäftigen und unterbringen könnte, als es hier
durch die landeseigene Einrichtung geschieht.

Ich stimme mit dem Vorredner überein, daß
die öffentliche Hand mithelfen muß, um die Be­
rufsnot der Jugend zu lindern. Daß diese Berufs­
not und die Jugendarbeitslosigkeit eine Höhe
hat, die nicht erschreckend ist, die uns sogar mit
einer großen Befriedigung erfüllen kann, ist eine
andere Sache. Es soll aber auch für den Rest der
nicht Untergebrachten etwas getan werden. Da
stimmen wir vollkommen überein. Wir fragen
uns nur, wie werden solche Mittel am zweck­
mäßigsten, am wirkungsvollsten für die Jugend
eingesetzt?

Ich darf dem Hohen Landtag hier mitteilen,
daß zum Beispiel die Kammer der gewerblichen
Wirtschaft eine Aktion eingeleitet hat, durch
welche Ein- bis Dreimannbetriebe der gewerb­
lichen Wirtschaft Prämien erhalten, wenn sie zu
ihrem bisherigen Stand an Lehrlingen zusätzlich
einen Lehrling einstellen. Hier wurden mit einem
Aufwand von ungefähr 1'/2 Millionen Schilling
tausend neue Lehrplätze geschaffen. Wenn ich
jetzt sehe, daß für 320 Jugendliche 1 Million
Schilling aufgewendet werden und dabei nur
vorübergehende, vorbereitende Maßnahmen ge­
troffen werden können, dann muß ich sagen, daß
diese Förderungsaktion der Wirtschaft für die

»)
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I Jugend bedeutend wirkungsvoller ist als die öf­

fentliche Einrichtung. Denn, um 11
/2 Millionen

Schilling tausend neue Lehrplätze für Jugendliche
in Niederösterreich zu schaffen, ist doch zweifel­
los für die Jugendlichen und ihre Eltern be­
deutend wirkungsvoller und bedeutend wert­
voller als solche Notmaßnahmen, wie wir sie hier
zum Teil mit den Berufsvorbereitungskursen
eingeführt haben. Ich weiß schon, daß auch sie
ihren Wert haben, Herr Abg. Kuntner. Ich
kenne eine Reihe dieser Institutionen, kenne vor
allem auch Einrichtungen auf Wiener-Boden und
weiß, wie in diesen berufsvorbereitenden Kursen
versucht wird, dem Jugendlichen jene Vorbildung
zu geben, die es ihm erleichtert, einen Lehr- oder
Arbeitsplatz zu finden.

Ich glaube, es wäre notwendig, Hoher Land­
tag, daß sich die zuständigen Institutionen, Lan­
desregierung, Landtag, Kammern, einmal zusam­
mensetzen, um objektiv zu prüfen, wie öffent­
liche Mittel Olm wirkungsvollsten im Interesse
der Jugend - das möchte ich betonen - ver­
wendet werden können. Wiebnn man mit der
Bereitstellung von öffentlichen Mitteln die größt­
mögliche und wertvollste Wirkung für die Ju­
gend erzielen?

Wenn ich hier das Beispiel der Kammer der
gewerblichen Wirtschaft von Niederösterreich
mit ihrem Prämiensystem zur Schaffung neuer
Lehrplätze angeführt habe, so erlaube ich mir
noch darauf hinzuweisen, daß gerade von meiner
Fraktion und auch von verschiedenen Jugend­
organisationen, so vom Bundesjugendring, im­
mer wieder gefordert wurde, auch in Osterreich
ein neues Berufsausbildungssyst.em für Anlern­
berufe nach dem Muster de's Werkschulplanes
von Dr. Rittinger einzuführen. Ich weiß, daß
eine Reihe von Großbetrieben in Niederöster­
reich bereit war für dieses System des Werk­
schulplanes - Halbzeitbeschäftigung im Betrieb,
Ergänzung der weiteren halben Zeit durch be­
gleitenden schulmäßigen Unterricht und Berufs­
ausbildung -, und ich weiß auch, daß dieses Sy­
stem eine Lösung wäre. Wenn man hier auch
wieder private Initiative durch öffentliche Mit­
tel fördern würde, könnten wir den überwiegen­
den Teil jener Jugendlichen, die wir heute noch
nicht untergebracht haben, sofort in der Wirt­
schaft unterbringen. Ich wage zu behaupten,
Herr Abg. Kuntner, wenn ich diese 1 Million
Schilling, die uns heute die berufsvorbereitenden
Kurse aller Art kosten, verwenden würde, um
sie als Förderungsbeiträge der Privatwirtschaft
zu geben, dann hätten wir genügend Lehrplätze,
Ausbildungsplätze oder auch Anlernplätze nach
demWerbchulplan, um die gesamte Zahl der
noch nicht untergebra.chten Jugendlichen sofort
einer Ausbildung oder einem Arbeitsverhältnis
zuzuführen.

Es geht uns' also darum, daß man die öffent­
lichen Mittel Olm zweckmäßigsten und wirkungs­
vollsten verwendet. Ich lade alle zuständigen
Stellen ein, dieser Anregung von mir Folge ZlJ

leisten. Die Vertreter der Landesregierung, des
Landtages und der Kammern sollen einmal in
einer freimütigen Aussprache prüfen, welches die
wirkungsvollsten und wirksamsten Einrichtun­
gen sind und wie das Geld der öffentlichen Hand
für die Jugend Olm besten angelegt wird.

Wenn nun der Herr Abg. Kuntner erklärt,
daß es seine Fraktion für notwendig erachtet ­
wie sie das schon im Finanzausschuß gemacht hat
- einen Zusatzkredit für "Jugend Olm Werk"'
in der Höhe von 100.000 Schilling zu verlangen,
dann muß ich dieselbe Entgegnung bringen, die
ich schon im Finanzausschußgebracht habe, n.äm­
lich daß diese Summe, die im Budget vorgesehen
war, im Hinblick auf das laufende Schuljahr
1954/55 gegeben wurde.. Wenn wir zu keiner
anderen Lösung kommen - wobei ich einige
Lösungsmöglichkeiten vorgeschlagen habe ,
dann werden wir, das haben wir erklärt, zeit­
gerecht im kommenden Herbst weiter darüber
beraten, wie diese Einrichtungen weitergeführt
werden können. Daß wir jetzt den Antrag für
die Caritas-Vorschulen bringen, ist deshalb not­
wendig, weil der letzte Beitrag für diese Caritas­
Vorschulen vom nö. Landtag für das Schuljahr
1953/54 im Jahre 1953 gegeben wurde und weil
diese Caritas-Vorschulen nun für das laufende
Schuljahr 1954/55 dringend eine Hilfe benötigen,
um nicht ihre we'rtvolle Einrichtung auflösen zu
müssen. Aus diesem Grunde ist dieser Antrag
notwendig, und wir bitten den Hohen Landtag,
den Antrag des Finanzausschusses zuzustimmen.

Wenn die Osterreichische Volkspartei dem An­
trag des Herrn Abg. Kuntner nicht zutimmt,
dann deshalb, weil wir glauben, daß mit den im
Budget vorgesehenen Mitteln die Ausgaben für
das laufende Schuljahr gedeckt sind. Was für das
kommende Schuljahr notwendig ist, um di,es:e
berufsvorbereitenden Kurse, die ja nach schul­
mäßigen Einrichtungen geführt werden, weiter­
führen zu können, das werden wir zum richtigen
Zeitpunkt beraten. Wir können im Herbst über
diese Frage weitersprechen, wenn wir bis dahin
nicht zu besseren Lösungsmethoden gekommen
sind. Wir bitten also diesen unseren Standpunkt
zu verstehen. Er richtet sich nicht gegen die Ju­
gend, sondern es soll von unserer Seite her klar
und eindeutig festgestellt werden, daß wir jede
Maßnahme, welche die Jugendbeschäftigung för­
dert, unterstützen. Darum haben wir auch den
Ausgaben für die Einrichtungen nach dem Muste'r
"Jugend Olm Werk" zugestimmt. Wir werden,
wenn inzwischen keine andere Lösung gefunden
wird, auch für diese Einrichtungen im kommen­
den Budget oder vielleicht schon im Herbst eine
weitere Möglichkeit finden. Zur Zeit halten wir
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es nicht für notwendig, weil ja für das lau lende
Schuljahr die Mittel vorhanden sind. Der Caritas
geben wir aber die notwendigen Mittel, damit
wir mit Beruhigung sagen können, daß wir zur
Zeit unseren Verpflichtungen nachgekonmen
sind. Wir sagen aber auch, daß es uns am lieb­
sten ist, wenn öffentliche Mittel als Förderungs­
betr'ige den privaten Einrichtungen gegeben
werden, weil das dem Lande, den Gemelnden
und dem Staat am billigsten kommt,

Ich will daher abschließend namens meiner
Fraktion folgendes sagen: \'7ir werden jede Maß­
nahme begrüßen, soweit sie wirklich der rugend
dient, und wir werden Vorschläge bringen, wie
man mit öffentlichen Mitteln im Interesse der
Jugend die größtmöglichste Wirkung erzielen
kann. Uns geht es darum, die bestmöglichste
Form für die Beschäftigung und Ausbildung der
Jugend zu finden. So wollen Sie (zur Seile der
Sozialisten ?,ewendet) unsere Ansicht verstehen
und so wollen Sie auch unser Interesse für die
Jugend verstehen, das sicherlich genau so groß
ist wie das Ihre. Ich glaube also, hier decken wir
uns mit unseren Ansichten, und hier gibt es keine
Differenz. Differenzen kann es höchstens über
die Methoden geben. Wir glauben, daß die von
uns vorgeschlagene Methode für die Jugend am
wirkungsvollsten ist, und daher werden wir dem
Antrag des Finanzausschusses zustimmen. An­
dererseits sind wir aber derzeit nicht in der Lage,
dem Antrage des Herrn Abg. l(untner unsere
Zustimmung zu geben. (Beifall bei der ÖVP.)

PRASIDENT SASSMANN: Die Rednerliste
ist erschöpft, der Herr Berichterstatter hat das
Schlußwort.

Berichterstatter ABG. SCHöBERL (Schluß­
wort): Ich ersuche das Hohe Haus um Annahme
des bereits vorgetragenen Antrages des Finanz­
ausschusses.

PRASIDENT SASSMANN : Zur Abstimmung
liegen vor: Der Antrag des Finanzausschusses
und der Antrag des Herrn Abg. Kuntner. Ich
lasse vorerst über den Hauptantrag des Pinanz­
ausschusses und anschließend über den Resolu­
tionsantrag abstimmen.

(Nach Abstimmung über den Antrag des Fi­
nanzausschusses): An gen 0 m m e n.

(Nach Abstimmung über den Resolutionsantrag
des Abg. Kuntner): Ab gel e h n t.

Ich ersuche den Herrn Abg. Sc her r e r, die
Verhandlung zur Zahl 116 einzuleiten.

Berichterstatter ABG. SCHERRER: Hoher
Landtag! Ich habe namens des Finanzausschusses
über die Vorlage der Landesregierung, betreffend
die Übernahme der Ausfallshaftung für die

NEWAG-Obligationsanleihe 1955 in Höhe von
Nominale 300,000.000 Schilling zu berichten.

Mit Schreiben vom 29. März 1955 teilt die
NEWAG, Niederösterreichische Elektrizitäts-·
werke Aktiengesellschaft, mit, daß sie an das
Bundesministerium für finanzen das Ersuchen
gestellt hat, ihr die Genehmigung zur Auflegung
einer 5' hprozentigen Obligationsanleihe mit No­
minale 300 Millionen Schilling bei einer Laufzeit
von 20 Jahren zu erteilen. Die grundsätzliche
Genehmigung zur Emission dieser Obligations­
anleihe wurde mit Bescheid des genannten Mini­
steriums vom 4. März 1955 gegeben.

Die NEWAG begründet ihren Geldbedarf nun
wie folgt:

Die Kampbauten werden rund einen Betrag
von 320 Millionen Schilling erfordern. An Inter­
kalarzinsen wurden bis zum Jahre 1954 von den
Banken der NEWAG bereits in Anrechnung ge­
bracht 59 Millionen Schilling. Weiters sollen die
Interkalarzinsen aus der Anleihe für 1955/56 mit
je 16 Millionen Schilling, das sind zusammen
32 Millionen Schilling, gedeckt werden. Die EMA­
Aktion wird im Jahre 1954/1955 einen Betrag
von je 25 Millionen Schilling, mithin zusammen
50 Millionen Schilling beanspruchen. Darüber­
hinaus plant die NEWAG Anteilsrechte von den
Donaukraftwerken im Rahmen des Elektrizität,­
förderungs gesetzes mit einem Nominale von
100 Millionen Schilling zu übernehmen. Der ge­
samte Geldbedarf beträgt daher auf Grund die­
ser Nachweisung 561 Millionen Schilling. Die
Deckung des bisherigen Geldbedarfes erfolgte
durch Aufnahme von Kontokorrentkrediten b-:i
Kreditinstituten, zu deren haftungsmäßiger Si­
cherung durch den Landtagsbeschluß vom 7. Juli
1953 bereits Vorsorge getroffen wurde.

Um l111n der Auflegung der Anleihe den ent­
sprechenden Erfolg zu sichern, stellte die NEWAG
an die Landesregierung das Ersuchen, daß das
Land Niederösterreich für die Anleihe gemäß
§ 1356 ABGß. die Ausfallshaftung übernimmt.

Die NEWAG verwies hiebei auf die Tatsache,
daß dem Land aus den für sie bisher übernom­
menen Haftungen und begebenen Anleihen, so
insbesondere aus der im Jahre 1925 für die
NEWAG begebenen 7 t h % igen Dollaranleihe,
keinerlei Nachteile erwachsen seien und die stetige
Aufwärrsentwicklung dies auch nicht für die g~­
genständliche Anleihe besorgen läßt.

Ich habe daher namens des Finanzausschusses
folgenden Antrag zu stellen (liest):

"Der Hohe Landtag wolle beschließen:
1. Das Land Niederösterreich übernimmt für

die von der NEWAG, Niederösterreichische Elek­
trizitätswerke Aktiengesellschaft, zur Auflegung
gelangende 5t h % ige Obligationsanleihe mit No­
minale 300 Millionen Schilling und einer Lauf-

1
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zeit von 20 Jahren gemäß § ·1356 ABGB. die
Ausfallshaftung und verpflichtet sich sonach für
den Fall, daß das genannte Unternehmen nicht in
der Lage sein sollte, ihren aus der Anleihebe­
gebung entspringenden Verpflichtungen nach­
zukommen, diese Verpflichtungen zu erfüllen.

2. Die niederösterreichische Landesregierung
wird beauftragt, die zur Durchführung dieses
Beschlusses notwendigen Maßnahmen zu treffen."

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die Debatt~

zu eröffnen und über den Antrag abstimmen zu
lassen.

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort gelangt
der Herr Abg. D u b 0 v s k y.

AßG.'DUBOVSKY: Hoher Landtag! Der vor­
liegende Antrag sowie der darauffolgende Antrag
bilden ein einheitliches Ganzes, weil sie Finanz­
transaktionen im Rahmen des Ausbaues unserer
Energieanlagen betreffen. ~1enn wir beiden Vor­
lagen unsere Zustimmung geben, so deswegen,
weil wir prinzipiell mit allem einverstanden sind,
was der Weiterentwicklung der niederösterrei­
chischen Wirtschaft dienlich ist. Diese Zustim­
mung bedeutet aber nicht, daß wir auch mit
allen Methoden einverstanden sind, wie diese
Weiterentwicklung, diese Förderung der nieder­
österreichischen Wirtschaft erfolgen sol!.

Man muß schon sagen, obwohl es sich um eine
sehr bedeutende Finanztransaktion handelt, daß
beide vorliegenden Motivenberichte äußerst
dürftig abgefaßt sind, und ich bin überzeugt, daE
sie der überwiegenden Mehrheit der Abgeordne­
ten überhaupt keinen Einblick vermitteln, was
durch die beiden Vorlagen geschehen soll. Schon
die Tatsache, daß bei einer Anleihe von 300 Mil­
lionen Schilling, die aufgelegt werden soll - was
durchaus begrüßenswert ist -, nicht näher die
bisherige Vermögensverwaltung der NEWAG
im Motivenbericht dargestellt wird, bedingt, daß
man sich über die ganze Angelegenheit kein
klares Bild machen kann, wenn man nicht un­
mittelbar mit den Dingen vertraut ist. Die Tat­
sache, daß eine Reihe von Kraftwerken - zu­
erst die Kampkraftwerke - mit Krediten ge­
baut wurden, die mit einem Zinsfuß von zehn
Prozent und, wenn man genau überprüfen wird,
wahrscheinlich darüber verbunden sind, zeigt
allein schon, daß wir hart an jener Grenze ange­
langt sind, wo man sich überlegen muß, ob es
überhaupt volkswirtschaftlich noch möglich ist,
den Stromverbrauchern, die ja diese Wucher­
zinsen letzten Endes bezahlen müssen, diese Be­
lastung zuzumuten.

Wir entnehmen dem Motivenbericht, daß an
Interkalarzinsen allein über 90 Millionen Schil­
ling aufgelaufen sind. Sie alle werden sich er­
innern, daß es gerade über die Tariferstellung
nicht nur der NEWAG sondern fast der gesam-

ten österreichischen Elektrizitätswerke immer
wieder Diskussionen gibt und daß vor allem die
Grundgebühr den berechtigten Unwillen der Be­
völkerung erweckt. Man begründet von Seiten
der Elektrizitätswerke, gleichgültig ob es jene der
Gemeinde Wien, der NE W AG oder andere Ge­
bi~t,körperschaften sind, die Notwendigkeit der
Grundgebühren immer wieder damit, daß ohne
diese die Elektrizitätswerke finanziell gefährdet
wären. Hier sehen Sie nunmehr, daß über
90 Millionen Schilling allein aufgewendet wer­
den müssen, um die Interkalarzinsen bezahlen
zu können, ein Betrag, der weit, weit über die
Einnahmen an Grundgebühr von einem Jahr
hinausgeht.

Aber bei den Kamptalwerken kommt noch
die besondere Frage dazu, daß man diese Werke
,lUsschließlich mit Kreditoperationen finanzieren
muß, weil im Zuge der Gesamtbenachteiligung
Niederösterreichs für die Kampwerke weder vom
Bund noch durch ERP-Mittel finanzielle Erleid1­
terungen geschaffen wurden, die den Bau dieser
~/erke zu wesentlich günstigeren Bedingungen
ermöglicht hätten. Allein der Unterschied zwi­
schen der Verzinsung der ERP-Mittel und den
tatsächlichen Kontokorrentkrediten, die für die
Finanzierung der Kampwerke aufgenommen
wurden, ergibt einen Betrag von 70 MiUionen
Sd1illing, der ausreichen würde, die Grundge­
bühren in Niederösterreich zu beseitigen. und
damit für die Stromabnehmer wesentliche Er­
leichterungen zu bringen. Es ist schwer einzu­
sehen, daß der Rentner mit einem Einkommen
von 200 bis 300 Schilling im Mona't mit seiner
Grundgebühr, die ein Vielfaches seines Strom-­
preises ausmacht, letzten Endes die Wucherzinsen
bezahlen soll, die die österreichischen Geldinsti­
tute von der NEWAG für die gewährten Konto­
korrentkredite einheben.

Wir stimmen deswegen diesem Antrag zu, da­
mit durch die Auflegung der Anleihe eine Er­
leichterung in der Finanzgebarung -der NEWAG
geschaffen wird. Wir erwarten aber, daß die fi­
nanziellen Ersparnisse auch in entsprechender
Form den niederösterreichischen Strombeziehern
durch Ermäßigung oder Beseitigung der Grund­
gebühr zugute kommen.

Die zweite Vorlage, die folgende, behandelt
die überweisung der Anteilsrechte des Landes
am Kraftwerk Ybbs-Persenbeug an die NEWAG.
Auch für diese Vorlage sind wir, weil sie eine
Verwaltungsvereinfachung darstellt, die die Ver­
waltung erleichtert und nicht kompliziert. Wir
möchten nur daran erinnern, daß wir es ge­
wesen sind, die jahrelang, auch hier in diesem
Landtag, den Kampf um die Errichtung dieses
Donaukraftwerkes geführt haben, daß wir aber
lange auf taube Ohren gestoßen sind. Als man
sich endlich entschlossen hatte, den von uns vor­
geschlagenen Weg des Verhandelns zu beschrei-
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ten ist man auch zu emem entsprechenden Er­
folg gekommen.

Jetzt gilt es, festzustellen - und das ersieht
man nicht aus dem Motivenbericht, der noch
dürftiger ist als der vorhergehende -, ",-ie weit
der Einfluß des Landes auf das Donaukraftwerk
Ybbs-Persenbeug gesichert ist. Zu welchen billi­
gen Preisen wird der Strom, der in österreich er­
zeugt wird, der niederösterreichischen Bevölke­
rung zugute kommen? Wie weit hat man die
Verhandlungen geführt, daß dieser Strom zu den
tatsächlichen Gestehungskosten Niederösterreich
zur Verfügung gestellt wird und nicht zu irgend­
welchen überhöhten Kosten, die der Bevölkerung
wieder keine Ermäßigung der Strompreise brin­
gen würden?

Wir glauben - und heute soll daran erinnert
werden -, daß die Errichtung des Kraftwerkes
Ybbs-Persenbeug nur den ersten Schritt zum
Ausbau der niederösterreichischen Energiequellen
an der Donau darstellen darf und daß dies,em
ersten Schritt weitere Schritte folgen müssen.
Unseres Wissens - das ist jetzt wieder aus einem
Vortrag ganz klar hervorgegangen - denkt
man nicht daran, das für uns so notwendige
Kraftwerk bei Hainburg zu errichten, das nicht
nur vom energiewirtschaftlichen Standpunkt,
sondern auch vom Standpunkt der Bewässerung
des Marchfeldes eine Notwendigkeit darstellt.
Man plant hingegen, nach Ybbs-Persenbeug ein
neues Kraftwerk in Aschach zu errichten. Hier
müssen gerade die Vertreter der NEWAG, der
die Anteilsrechte des Landes am Kraftwerk Ybbs­
Persenbeug, bzw. an den Donaukraftwerken
übertragen werden sollen, dafür Sorge tragen,
daß die "niederösterreichische" Donau, die man
durch die Verhinderung des Kraftwerkbaues so
lange benachteiligt hat, nunmehr in erster Linie,
und zwar mit voller Kraft zum Ausbau gelangt.
Wir sind überzeugt, daß sich auch der Bau des
Kraftwerkes Ybbs-Persenbeug wesentlich be­
schleunigen ließe, sodaß wir innerhalb der kür­
zesten Zeit Strom aus den niederösterreichischen
Donaukraftwerken verwenden könnten.

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort gelangt
der Herr Präsident W 0 n d r a k.

PRÄSIDENT WONDRAK: Hoher Landtag!
Die NEWAG geht reichlich spät daran, die Ko­
sten der Kampbauten nun endlich in einem Aus­
maß aufzubringen, daß von einer soliden Finan­
zierung dieser Bauten gesprochen werden kann.
Wenn hier in diesem uns heute zur Beschluß­
fassung vorliegenden Antrag ausgeführt wird,
daß die beantragten 300 Millionen Schilling dazu
verwendet werden sollen, um die Baukosten der
Kampwerke zu decken, so können wir jetzt schon
sagen, daß dieser Betrag voraussichtlich nicht aus­
reichen wird. Der Finanzkontrollausschuß hat

vergangene Woche Gelegenheit gehabt, die Bau­
stelle zu besichtigen. Im besonderen hat es uns
interessiert, welche Schäden durch die bekannte
Naturkatastrophe - man kann das so bezeich,··
nen - vom 8. Dezember des Vorjahres aufge­
treten sind. \'Vir haben bei dieser Gelegenheit,
obwohl wir Laien sind, in Beratungen und Aus­
sprachen mit den Technikern und Bauleitern die
Wahrnehmung machen müssen, daß hier im
Kamptal noch manche unvermutete Ausgabe
entstehen wird, und daß die Kosten der Sanie­
rung der entstandenen Schäden sicherlich viel
höher sein werden als ursprünglich verlautban
worden ist. Wir geben ohne weiteres zu - und
von Fachleuten wurde das auch bestätigt -, daß
die Dinge, wie sie sich im Kamptal ereignet ha­
ben, lediglich auf diese einmaligen, durch nichts
klargestellten Ereignisse zurückzuführen sind,
wie sie eben im Kampf mit der Natur auftreten
können. Finanziell gesehen, liegen die Dinge na­
türlich anders. Man muß immer trachten, daß
die sich ergebenden Gesamtkosten so gehalten
sind, daß das Werk noch ertragreich ist. Ob das
der Fall ist, können wir beim besten Willen nicht
sagen, denn wir wissen überhaupt nicht, wie es
mit der NEWAG in finanzieller Hinsich.t steht.
Es wird zwar ausgeführt, daß die Jahresberichte
von 1944 bis 1954 von der NEWAG der nieder­
österreichischen Landesregierung zur Einsicht­
nahme vorgelegt wurden. Wir können aber aus
diesen Berichten nicht ersehen, wie die Finanz­
fachleute des Landes, die zuständigen Landes­
ämter, diese Vorlage, die die NEWAG gemacht
hat, beurteilen. Sind sie günstig, entsprechen sie
einer normalen soliden finanziellen Entwicklun;;,
sind die Kampwerke in der Gesamtbewertung
der NEWAG so eingebaut, daß sie am Ende doch
einen volkswirtschaftlichen Gewinn darstellen?
Alle diese Fragen sind nicht beantwortet. Der
Landtag hat die Möglichkeit, für eine Summe
von 300 Millionen Schilling die Haftung zu
übernehmen. Ich gebe zu - und ich glaube, daß
das auch in Zukunft zutreffen wird -, daß aus
dieser Haftung dem Lande Niederösterreich vor­
aussichtlich keine Schäden erwachsen und keine
Verpflichtungen entstehen werden. Da aber letz­
ten Endes die Volksvertretung für eine verhält­
nismäßig große Summe die Haftung übernimmt,
wäre es nach unserem Dafürhalten eine unbe­
dingte Notwendigkeit, wenn die Ausführungen
des Motivenberichtes nach dieser Richtung hin
auch finanzielle Unterlagen brächten. Auffälliger­
weise ist die Summe - es ist dies auch schon
besprochen worden -, die für Zwischenzins.en
notwendig ist, im Motivenbericht angeführt.
Daraus ergibt sich, daß man bisher die Kamp­
bauten mit sehr teuren Krediten durchgeführt
hat. Es ist hoch an der Zeit und erfreulich, daß
man nun zur Auflegung einer ObIigationen­
anleihe schreitet, die den Zinssatz wahrscheinlich,
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ohne es genau behaupten zu können, auf die
Hälfte der bisherigen Zinsenlast herabdrücken
wird. Es ist selbstverständlich, daß wir dieser
Vorlage die Zustimmung geben, weil damit na­
türlich ein Fortschritt erzielt werden kann.

Zu den Kampbauten selbst noch einen Satz:
Die Kampbauten sind sehr umstritten. Warum?
Ich glaube, der Grund ist äußerst einfach. Nie
hat man sich bemüht, dem Landtag von Nieder­
österreich eindeutige technische und finanzielle
Erklärungen zu geben, und welches Endergebnis
diese Bauten haben werden. Ich muß bestätigen,
daß Umfragen bei zuständigen Fachleuten die
gleichen Unklarheiten und Unsiche'rheiten er­
gaben. Wir bauen also hier ein Werk, das viel
Geld kostet; das Land Niederösterreich über­
nimmt die Haftung und wir wissen nicht, wie
das Schlußergebnis sein wird. Wenn man die
Werke besichtigt, hat man' allerding~ das Gefühh
daß die technischen Anlagen absolut einwand­
frei sind. Wenn das der Fall ist, glauben wir,
daß sich die Kampbauten gut in das Elektrizitäts­
versorgungssystem einführen werden, das Nieder­
österreich braucht.

Die NEWAG selbst - wir haben schon öfters
darüber gesprochen - ist eine Institution, die
gleichfalls vielfach zu Aussprachen Anlaß gibt.
Es wird imme'r wieder darauf hingewiesen, daß
die Grundgebühren unerträglich s,ind und daß
es viel besser wäre, wenn dem einzelnen Konsu­
menten die wirklichen Arbeitskosten des Stromes
nach Kilowattstunden verrechnet werden wür­
den. Eine solche Frage hat der Vorsitzende des
Landes-Finanzkontrollausschusses auch Fach­
leuten beim Besuch der Kamptalwerke gestellt.
Die Antwort, die er bekommen hat, und die
wir mitanhören konnten, war nicht eindeutig.
Es wurde darauf verwiesen, daß gerade über das
Tarifsystem .eine ganze Literatur besteht und es
sehr umstritten ist, welches System das richtige
und volkswirtschaftlich zweckmäßigere ist. Es
darf nicht übersehen werden, daß, wenn die
Grundgebühr fällt, natürlich die Stromkosten
von 50 Grosch,en, um nur einen bekannten und
beliebten Tarif zu nennen, nicht bestehen blei­
ben können; dann werden wir dort halten, wo
wir beim Kleinsttarif heute stehen, bei S 2.50. Es
ist zu überlegen, ob wir diesen Weg gehen soUen,
denn die Elektrizitätsversorgungsbetriebe müssen
jederzeit gewaltige' finanzielle Bereitstellungen
treffen, um den Anforderungen, die an sie ge­
steUt werden, jederzeit gerecht werden zu kön­
nen. Daß diese Bereitstellungen Geld kosten und
dafiir Entschädigungen gezahlt werden müssen,
ist für jeden, der volkswirtschaftlich denkt, eine
absolute Selbstverständlichkeit. Ich glaube aber,
darum geht es in Zukunft nicht. Wichtig ist es
vielmehr, daß es uns gelingt, die Kampbauten
zu einem glücklichen Ende zu führen, daß die
Natur uns nicht noch manchen Streich spielt und

sich dadurch die Baukosten wesentlich, über den
Voranschlag erhöhen, damit wir, wenn dieses
Werk fertig ist, sagen können: Das Land Nieder­
österreich hat aus eigener Kraft einen wertvollen
Beitrag zur Stromversorgung des Landes getan.

Die Eiterbeule in der ganzen Frage NEWAG
ist ja teilweise schon aufgestochen worden, das
war die Frage der Baukostenzuschüsse. Diese Bau­
kostenzuschüsse, die da verlangt wurden, hatten
bereits ein Ausmaß angenommen, das wirklich
unerträglich war. Und was noch übriggeblieben
ist, ist schlimm genug und für viele Menschen
eine arge Belastung. Daß die NEWAG sich ihre
Anlagen von dem, der' sie benützen will, bezah­
len läßt, sie dann in ihr Eigentum und in ihre
Erhaltung übernimmt, bringt vor allem für den
Kleinen, für den, der sich ein 'Wohnhaus baut,
für den Siedler immer noch ganz große Kosten.
Die durchschnittlichen Kosten stellen sich auf
2000 bi 2500 Schilling für den Einzelfall. Ob es
möglich ist, die Dinge finanziell so zu gestalten,
daß die NEWAG die ganzen Baukosten selbst
übernimmt und sie sich nicht von anderen be­
zahlen läßt, so wie es jeder andere Betrieb ma­
chen muß, ist augenblicklich ebenfalls sehr strit­
tig, es wäre aber doch zweckmäßig, wenn man
dieser Frage nachgehen würde. Von der Bevöl­
kerung wird es im allgemeinen nicht verstanden,
dag diese ganzen Anschlußleitungen durch den
Konsumenten bezahlt werden müssen.. Die Leute
sind natürlich der Meinung, die Anlage gehöre
der NEWAG, die ihren Strom durchleitet und
ihn verkauft, und sie fragen sich, warum sie die
Anlagekosten bezahlen sollen. Gewiß stellen die­
se Kosten,.die von dem Anschlußwerber verlangt
werden, nicht die Gesamtkosten dar, aber auch
die Teilkosten sind erheblich und drückend. Sie
sehen also, das Problem der Stromversorgung in
Niederösterreich ist sehr kompliziert, und die
Kraftwerksbauten, die jetzt im Gang sind und
die noch kommen sollen, werden die Sache nicht
einfacher machen.

Eines ist jedoch sicher, daß der Landtag von
Niederösterreich über die NEWAG mehr Aus­
künfte erhalten soll. Wenn wir uns entschließen,
einer Haftung für 300 Millionen zuzustimmen,
dann löst diese Haftung in uns natürlich das
Gefühl aus, daß wir einer Sache zustimmen, die
uns als Volksvertreter nicht klar genug ist. Es ist
ein peinliches Gefühl für einen Abgeordneten, in
eine solche Situation gedrängt zu werden. Wir
haben eine Vorlage vor uns, die an und für sich
nicht bestritten ist. Wir möchten nur bitten, daß
man sich bemüht, über die NEWAG und über
die Kampbauten so viel Aufklärung ins Land
hinauszutragen, daß die Stimmung einmal um··
schlägt, damit man die an und für sich gute
Institution einer zentralen Landes-Elektrizitäts­
versorgungs-Gesellschaft nicht immer wieder im
Lande angegriffen hört. Wenn diesem Wunsche
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Rechnung getragcn wird, wird man ibcr solchc
Anträge, wie sie hier vor uns liegen, viel lcichter
entscheidcn können, weil man weiß, NO für man
stimmt und wie die Dingc sich in (L~r nächsten
Zukunft entwickeln.

Meine Fraktion wird also für diese Vorlage
in der Hoffnung stimmen, daß eine finanzielle
Erleichterung für die NEWAG eintri et. Wir er­
warten nur, daß der Landtag restlos über die
finanzielle Gebarung und über die technischen
Absichten der NEWAG informiert \'.-inl, sodaß
man jedermann die Wichtigkeit und '-iorwendig­
keit einer solchen Kreditoperation begreiflich
machen kann. (Beifall bei der SPÖ.i

PRASIDENT SASSMANN : Eine weitere
Wortmeldung liegt nicht vor. Der Berichterstatter
hat das Schlußwort.

Berichterstatter ABG. SCHERRE:Z. (Schluß­
wort): Die Reden der Herren Abgeordneten er­
geben die Zustimmung zum Antrag des Finanz­
ausschusses, ich bitte daher dcn Herr1 Präsiden­
ten, über den Antrag abstimmen zu lassen.

PRASIDENT SASSMANN : Wir kommen zur
Abstimmung. (Nach Abstimmung): An gen 0 m­
men.

Ich ersuche den Herrn Abg. Sc her r e r, die
Verhandlung zur Zahl 117 einzuleiten.

Berichterstatter ABG. SCHERRLR: Hohes
Haus! Ich habe namens des Finanzaus:;chusses über
die Vorlage der Landesregierung, bel reffend die
Veräußerung der Anteilsrechte des Bundeslandes
Niederösterreich an der Osterreichisclten Donau­
kraftwerke Aktiengesellschaft an di? NE\X'AG
zu berichten.

Hoher Landtag! Auf Grund des § '+ des 2. Ver-­
staatlichungsgesetzes, BGBL Nr. 81/1947, ist das
Bundesland Niederösterreich an der Osterreichi-­
schen Donaukraftwerke Aktiengesellschaft mit
Anteilsrechten von Nominale 85 Mil! ionen Schil­
ling beteiligt. Von dieser Beteiligung wurden bis­
her insgesamt 24,437.500 Schilling ir Form von
Zwischenscheinen übernommen und )11 der Zwi­
schenzeit ist ein ebenso hoher Iktr ,g neuerlich
in Zwischenscheinen übernommen lind durch Lei­
stung entsprechcnder Zahlungen realisert worden.

Die NEWAG, Niederösterreichische Elektrizi­
tätswerkc Aktiengesellschaft, hat auf Grund eines
Beschlusses des erweiterten Präsidium; dieser Ge­
sellschaft vom 22. März 1955 sich bereit erklärt,
die im Besitz des Bundeslandes N ie,lcrösterreich
befindlichen Anteilsrechte an der OSlerreichischell
Donaukraftwerke Aktiengesellschaft im Rahmen
des Elektrizitätsförderungsgeseues -'1I überneh­
men.

Diese Maßnahme würde einerseits bedeutende
Beträge für laufende Investitionen in der Finanz­
gebarung des Landes freimachen und würde an­
derersei ts die Intentionen des Elektrizitätsförde­
rungsgesetzes entsprechend unterstützen.

1m Auftrage des Finanzausschusses habe ich
folgenden Antrag zu stellen (liest):

"Der Hohe Landtag wolle beschließen:

1. Der Veräußerung der Anteilsrechte des Bun­
deslandes Niederösterreich an der Osterreichischen
Donaukraftwerke Aktiengesellschaft auf Grund
des § .+ des 2. Verstaatlichungsgesetzes, BGBL
Nr. 81/1947, an die NEWAG, Niederösterreichi­
sche Elektrizitätswerke Aktiengesellschaft, zum
Nominalwert wird zugestimmt.

") Die niederösterreichische Landesregierung
wird beauftragt, die zur Durchführung dieses
Beschlusses erforderlichen Maßnahmen zu treffen."

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die Debatte
über den Antrag zu eröffnen.

PRASIDENT SASSMANN: ZUIll Wort gelangt
Herr Pr,isidem W 0 n d r a k.

ABG. WONDRAK: Hohes Haus! Ich werde
nur eine ganz kurze Bemerkung zu diesen zweI
Vorlagen machen.

Der Finanzausschuß hat gut getan, beide Vor­
lagen in einem zu behandeln; sie gehören zu­
sammen und C'rgänzen auch einander. In dem
Referentenentwurf, in dem Motivenbericht, der
uns vorgelegt wurde, sind die Zahlen etwas an­
ders dargestellt. Der Herr Berichterstatter hat
jetzt einen Bericht verlesen, in dem schon auf
den tatsächlichen Stand Rücksicht genommen wor­
den ist. Wir haben im Finanzausschuß durch die
Informationen, die uns Herr Landesrat Müllner
gegeben hat, erfahren, daß das Land Nieder­
österreich an die Donaukraftwerkc bis jetzt einen
Betrag von 44,625.000 Schilling zur Einzahlung
gebracht hat, zum Unterschied von dem Betrag,
der im Motivenbericht aufscheint.

Es wurde vor allem die Frage behandelt, ob
es zweckmäßig ist, daß das Land Niederösterreich
sich dieser Rechte begibt. Nun ist uns ebenfalls
im Finanzausschug mitgeteilt worden, dag es zu
einer Vereinbarung, die in Form eines Brief­
wechsels zwischen der NEWAG und dem Herrn
Landeshauptmann niedcrgelegt worden ist, ge­
komlllen sei, wonach auch in Zukunft die Nomi­
nierung der Vertreter des Landes für den Vor­
stand und den Aufsichtsrat durch das Land Nie­
derösterreich und nicht durch die NEWAG er­
folgen wird. Damit glaubt man die Rechte des
Landes Niederösterreich hinreichend gewahrt. Ich
stimme dem zu, c1ag diese Möglichkeit absolut
besteht.

Warum man aus geldlichen Gründen heraus
diese Transaktion durchführt, ist uns vom Herrn
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PRKSIDENT SASSMANN (Nach Abstim­
mung über den Antrag des Finanzausschusses):
A n gen 0 m m e n.

Ich ersuche den Herrn Abg. D r. S t ei n g Öt­
te r, die Verhandlung zur Zahl 118 einzuleiten.

erhoben wurden, bitte ich den Herrn Präsiden~en,

über den Antrag des Finanzausschusses abstim­
men zu lassen.

Berichterstatter ABC. DR. STEINGOTTER:
Ich habe namens des Finanzausschusses über die
Vorlage der Landesregierung, betreffend den Kauf
der Villa "Anna" am Semmering (E. Z. 66) ~nd
des Hotels "Radetzky", Hinterbrühl, Mödhng,
für Zwecke von Jugenderholungsheimen zu be­
richten.

Hoher Landtag! Die Tuberkulose ist eine heil­
bare Krankheit geworden. Darüber hinaus ist es
durch die modernen Behandlungsmethoden und
vor allem auch bei den Kindern durch die Mög­
lichkeit der Freiluftbehandlung, die von dem
verstorbenen Professor Pirquet auch in den großen
Städten eingeführt wurde, möglich geworden, die
Kindertuberkulose sehr stark einzudämmen. Das
Land Niederösterreich hat in Krems eine unzweck­
mäßige Kindertuberkulosenheilstät~e gehabt,. die
nach allgemeinen ärztlichen Beurteilungen khma­
tisch ungünstig gelegen war, und es ist deshalb
von den Krzten begrüßt worden, daß diese
unzweckmäßige Heilstätte in Krems aufgelöst
wurde. Der Landtag hat sich zweimal - bei der
Beratung der Voranschläge der Jahre 1951 und
1952 - mit der Errichtung einer neuen Kinder­
tuberkulosenheilstätte befaßt und dafür in den
zwei Voranschlägen zusammen 4 Millionen Schil­
ling beantragt. Diese 4 Millionen Schilling wur­
den nun nicht verwendet, weil für eine Kinder­
heilstätte erstens nicht das entsprechende Personal
gefunden wurde, und zweitens weil 4 Millionen
Schilling für den Bau einer neuen Kinderheil­
stätte natürlich viel zu wenig gewesen wären. Es
ist aber der bereits bewilligte gesamte Kredit mit
Zustimmung des Finanzreferates weiterhin zur
Gebühr vorgeschrieben, das heißt, die Mittel sind
noch immer vorhanden.

Durch die Calmette-Schutzimpfung ist es wei­
terhin möglich gewesen, die Kindertuberkulose
immer ~ehr zu beschränken, und in der Heil­
stätte in Grimmenstein sind für den Bedarf des
ganzen Landes Niederösterreich genug Betten
vorhanden, um dort auf der Kinderabteilung die
einer solchen Heilstättenbehandlung bedürftigen
Kinder unterzubringen. Für die Bekämpfung der
Kindertuberkulose ist aber nach wie vor eine
entsprechende Vorbeugung Prophylaxe­
wichtig und dazu gehört eben die "Kinder aufs
Land-Aktion" des Landes Niederösterreich. Für
diesen Zweck hat das Land landeseigene Heime;

Finanzreferenten ebenfalls erklärt worden. Er hat
uns mitgeteilt, daß es zur Deckung de~ außer­
ordentlichen Voranschlages für das heunge Jahr
unbedingt notwendig sei, Mittel flüssig ~u machen.
Unser Hinweis, im Zusammenhanj.?; mit der Be­
willigung des Budgets 1955 seien ja Finanz?p~ra­

tionen in Form von Darlehensaufnahmen moghch,
wurde damit beantwortet, daß es ohnedies erst
in der letzten Zeit möglich j.?;ewesen sei, die Lan­
desanleihe im Betrage von 200 Millionen zu pla­
cieren und es daher nicht zweckmäßig, vielleicht
sogar nicht einmal mÖj.?;lich wäre, mit ein~r weite­
ren j.?;rößeren Anleihe in der nächsten Zelt unter­
zukommen. Um diese finanzielle Enge zu über­
brücken, wurde uns mitgeteilt, ist es zweckmäßig,
diese rein formale Übernahme der Anteilsrechte
des Landes Niederösterreich durch die NEWAG
in die Wege zu leiten.

Die NEWAG legt momentan eine Anleihe auf;
man ist überzeugt, daß diese Obligationenanleihe
einen vollen Erfolg hat - die organisatorischen
Vorarbeiten sind schon j.?;etroffen worden -, und
man meint, daß dadurch das Land Niecleröster­
reich in die Lage versetzt wird, Gelder, die es
bereits bezahlt hat, wieder zurückzubekommen
und die, wie Herr Landesrat Müllner gesagt hat,
bis zum Höchstbetrag von 85 Millionen nun für
Arbe~ten frei werden.

Wir haben gegen diese Vorlage nichts einzu­
wenden, wir hoffen nur, did~ es damit möglich
sein wird, daß das Arbeitsprogramm, das in
Niederösterreich durchgeführt werden soll und das
bereits im Budget 1955 aufscheint, nun auch tat­
sächlich restlos in Angriff genommen wird. Wir
hören vielfach Klaj.?;en darüber, daß bis jetzt die
Arbeiten noch nicht richtig angelaufen sind. Ich
gebe zu, daß die abnormalen Witterungsverhält­
nisse dazu beigetragen haben, daß die Aufnahme
dieser Arbeiten verzögert wurde, aber jetzt in
den letzten Apriltagen ist es hoch an der Zeit,
daß endlich mit diesen Arbeiten begonnen wird,
denn noch ist die Zahl der Arbeitslosen in Nie­
derösterreich groß genug; es warten noch sehr
viele Menschen darauf, daß sie zu einer Beschäf­
tigung kommen.

Aus diesem Grunde hoffen wir, daß die vielen
Millionen Schillinge, die jetzt der Finanzreferent
bekommt, sofort für die Arbeitsbeschaffung ein­
gesetzt werden, sodaß auch auf diesem Gebiet
die Möglichkeit besteht, eine Besserung der Ver­
hältnisse in Niederösterreich herbeizuführen. (Bei­
fall bei der SPÖ.)

PRKSIDENT SASSMANN: Die Rednerliste
ist erschöpft, der Herr Berichterstatter hat das
Schlußwort.

Berichterstatter ABG. SCHERRER (Schluß­
wort): Da gegen den Antrag keine Einwendungen
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es wurden aber auch sowohl in Niederdsterreich
als auch in anderen Bundesländern Heime ge­
pachtet. Diese Kindererholungsaktion ist sehr
stark vorl?;etrieben worden, was zu begrüßen ist,
sodaß, obwohl im Lande Niederösterreich bisher
nur ungefähr 900 Plätze bereitstehen, si~h bereits
im Jahre 1954 eine Zahl von 3600 Kindern er­
geben hat, die in solche Erholungsheime hätten
untergebracht werden sollen. Deshalb hat sich die
nö. Landesregierung mit dem Gedanken befaßt,
neue Heime anzukaufen, und das ist nun in zwei.
Fällen möglich.

Unter den für Erholungszwecke zusätzlich ge­
mieteten Privatobjekten hat sich die seit 1953
gemietete Villa "Anna" auf dem Semmering als
sehr geeignet erwiesen. Dieselbe ist nicht nur wäh­
rend des Sommers als Erholunl?;sheim, sondern
auch in den Wintermonaten als Schullandheim
für Skikurse zu behützen. Dadurch ist es auch
möglich, daß die Wirtschaftlichkeit dieses Betrie­
bes gesichert ist. Das Heim ist unmittelbar hinter
dem ehemaligen Hotel Erzherzog Johann gelegen,
grenzt an die große Sprungschanze an und wurde
nun von der Eigentümerin, Frau Maria Macek,
dem Lande Niederösterreich zum Kaufpreis von
750.000 Schilling angeboten. Auf dieser Liegen­
schaft haften zwei pfandrechtlich sichergestellte
Forderungen der Landes-Hypothekenanstalt für
Steiermark .von derzeit 118.425,93 Schilling, die
vom Erwerber der Liegenschaft zu übernehmen
wären. Die Liegenschaft besteht aus einem drei­
stöck.igen, im Jahre 1913/14 errichteten Gebäude
und einem Gartengrund im Ausmaß von 2751 m2•

Das Wohnhaus besitzt eine betriebsfähige Zentral­
heizungsanlage und eine separate Warmwasser­
anlage und ist mit einer ausreichenden Trink­
wasseranlage und mit elektrischem Strom ver­
sorgt. Das Gebäude befindet sich in gutem Bau­
zustand. Der Schätzwert der Liegenschaft wird
auf Grund einer Schätzung des Landesamtes Bllc
mit 900.000 Schilling angenommen. Für die dau­
ernde Verwendunl?; des Objektes als Kinderheim
erwiesen sich nur einige Adaptierungsarbeiten und
Investitionen im Betrage von rund 450.000 Schil­
ling als notwendig. Es ist also für den gesamten
Ankauf eine Summe von 1112 Millionen Schilling
erforderlich.

Durch die Rückgliederung der Randgemeinden
ist natürlich der Bedarf an solchen Heimen noch
gestiegen, und es ist jedenfalls günstig, daß Frau
Leopoldine Ulbinl?; die Liel?;enschaft "Hotel Ra­
detzky" in der Hinterbrühl auch zum Kauf an­
geboten hat. Dieses Hotel ist vier Kilometer vom
Bahnhof Mödlinl?; entfernt, liegt abseits des Ver­
kehres, besteht aus einem fünfgeschossigen Haupt­
bau und einem ebenerdigen Nebengebäude sowie
einer Gartenfläche von 3306 m2 und einer Hut­
weidenfläche von 1152 m2 • Das Hotel kann zu
einem Erholungsheim für zirka 200 Kinder um­
gestaltet werden. Die Kaufsumme von 1,450.000

Schilling mit den Gebühren von 174.000 Schil­
ling, die noch hinzukommen, kann als durchaus
angemessen betrachtet werden.

Der Finanzausschuß hat sich mit den beiden
Kaufangeboten befaßt und stellt nun folgenden
Antrag (liest):

"Der Hohe Landtag wolle beschließen:
Die Verwendung eines Betrages von 1,500.000

Schilling für Ankauf und Adaptierung der Villa
"Anna" am Semmering (E. Z. 66), Kurort Sem­
mering, und die Verwendung eines Betrages von
2,500.000 Schillinl?; zum Ankauf und zur Ausge­
staltung der Liegenschaft "Hotel Radetzky" in
der Hinterbrühl, Mannlichergasse 1, E. Z. 284
und 286, Katastralgemeinde Hinterbrühl, aus den
für die Jahre 1951 und 1952 unter Position 5241,
ao. Ausgaben, zur Errichtung einer Kinderheil­
stätte bewilligten Krediten, wird genehmigt."

Ich bitte diesen Antrag des Finanzausschusses
zum Beschluß zu erheben.

PRASIDENT SASSMANN: Es liegt keine
Wortmeldung vor. Wir kommen zur Abstimmung.
(Nach Abstimmung): An l?; e n 0 m m e n.

Wir gelangen nun zur Beratung der Nachtrags­
tagesordnung. Ich ersuche den Herrn Abg. Prä­
sidenten W 0 n d r a k, die Verhandlung zur
Zahl 109 einzuleiten.

Berichterstatter ABG. WONDRAK: Hoher
Landtag!, Ich habe namens des Kommunalaus­
schusses über den Gesetzentwurf, betreffend die
neuerliche Abänderung des Zweiten nö. Grund­
steuerbefreiungsgesetzes vom 21. Dezember 1951,
LGBI. Nr. 15/1952, in der Fassung des Gesetzes
vom 7. Juli 1953, LGBI. Nr. 46, zu berichten.

Hoher Landtag! Die Vorlal?;e führt aus, daß
auf Grund der Bestimmungen des Wohnbauför­
derungsgesetzes die unbedingte Notwendigkeit
besteht, eine mindestens 20 prozentige Befreiung
für die Bauten, die mit Hilfe der Wohnbauför­
derung 1954 gebaut werden, eintreten zu lassen.
Aus dieser Bestimmung ergibt sich zwangsläufig
für den Landtag die Notwendigkeit, diesem Ge­
setz die Zustimmung zu geben.

Es heißt in der Vorlage weiter, daß das Zweite
nö. Grundsteuerbefreiungsgesetz diesen Bedingun­
gen schon seinerzeit weitestgehend entsprochen
hat, daß es aber notwendig sei, einige Änderun­
gen vorzunehmen, die durch das Wohnbauförde­
rungsgesetz 1954 bedingt sind. In diesem Gesetz
wird darauf verwiesen, daß es möglich wäre, die
Grundsteuerbefreiung auf einen längeren Zeit­
raum als 20 Jahre zu erstrecken, in unserer Vor­
lage wird jedoch an diesem Zeitraum festgehalten,
um eine Einheitlichkeit bei den Grundsteuerbe­
freiungen zu erreichen.

Des weiteren wird darauf hingewiesen, daß das
Wohnbauförderungsgesetz nicht nur für Woh­
nungsbauten, sondern auch für Ledigen- und
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Lehrlingsheime Förderungsmöglichkeiten ergibt.
Auch diesem Umstand muß entsprochen werden.

In der Vorla~e, die den Mitgliedern des Land-
- tages bekannt ist, werden in' zwei Artikeln die
erforderlichen Knderungen des Zweiten nieder­
österreichischen Grundsteuerbefreiungsgesetzes vor_
genommen. Ich ~laube nicht, daß es notwendig
ist, sie im einzelnen zur Verlesung zu bringen,
sie entsprechen im wesentlichen den Bestimmun­
gen, wie sie im ersten Entwurf enthalten waren.

Ich bitte daher den Hohen Landtag, folgenden
Antrag des Kommunalausschusses anzunehmen
(liest)·

"Der Hohe Landtag wolle beschließen:
1. Der zuliegende Gesetzentwurf (siehe Landes­

gesetz vom 28. April 1955), betreffend die neuer­
liche Abänderun~ des Zweiten nö. Grundsteuer­
befreiungsgesetzes vom 21. Dezember 1951, LGBI.
Nr. 15/1952, in der Fassung des Gesetzes vom
7. Juli 1953, LGB!. Nr. 46, wird genehmigt.

2. Die Landesregierung wird beauftragt, wegen
Durchführung dieses Gesetzesbeschlusses das Er­
forderliche zu veranlassen.«

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die Aussprache
einzuleiten und die Abstimmung vornehmen zu
lassen.

PRKSIDENT SASSMANN : Zum Wort ge­
meldet ist der Herr Abg. Lau s ehe r.

ABG. LAUSCHER: Hohet Landtag! In der
Vorlage des Zweiten nö. Grundsteuerbefreiungs­
gesetzes findet sich im Artikel I folgender Passus:
"wenn die nutzbare Fläche der einzelnen neuge­
schaffenen Wohnungen, das sind Wohn-, Schlaf­
räume und Küche nicht mehr als 200 m2 beträgt.«

Ich möchte hier sagen, daß der Streit über die
Frage, wie hoch und wie weit der Wohnraum
sein soll, eine große Debatte im Kommunalaus­
schuß ausgelöst hat, und die Beschränkung vor
allem von Seiten der Volkspartei heftig bekämpft
wurde. Man hat sogar überhaupt keine Beschrän­
kung festle~en wollen.

Wir sind der Meinung, der Sinn dieses Ge­
setzes besteht vor allem darin, daß Klein- und
Mittelwohnungen aufgebaut werden sollen, und
eine Ausdehnun~ über 130 m2 entspricht nicht dem
Sinn dieses Gesetzes. In der Argumentation wurde
darauf hingewiesen, daß man nicht beschränken
soll, weil das auch für den Wohnbau selbst gün­
stig wäre. Aber bedenken Sie, eine Wohnung mit
200 m2 würde bedeuten, daß man 18 Wohnräume
J >< 4 schaffen könnte. Und wenn in der Debatte
im Kommunalausschuß die Volkspartei darauf
hingewiesen hat, daß sie auch nicht auf dem
Standpunkt stehe, man solle Villen bauen, dann
möchte ich sagen: Wenn man 18 Wohnräume
schaffen kann, so ist das ohne Zweifel schon das
Ausmaß einer Villa, wenn nicht mehr. Wir glau-

ben, daß Menschen, die eine Wohnung oder ein
Haus bauen können im Ausmaß von 200 m2

Wohn fläche, Leute sind, die sicherlich Geld haben
und auf eine Steuerbegünstigung nicht anstehen
brauchen. Man soll auch unterstreichen, daß die
Gemeinden dadurch Nachteile haben.

In der Auseinandersetzung wurde auch vor­
geschlagen, bei den Neubauten zusätzlich eine
Wohnung mehr zu bauen. Von Seiten der Volks­
partei wurde erklärt, daß das nicht notwendig
sei, weil das den Ausbau der Wohnungen hemmen
würde und auch die Interessenten sich nicht dazu
herbeilassen. Wir sind der Meinung, daß es sicher­
lich nicht schaden würde, wenn man zusätzlich
überall eine .Wohnung dazubauen würde, im Ge­
genteil, wir glauben, daß dadurch die Möglich­
keiten, Wohnungen zu beschaffen, größer sind.

In der Debatte wurde auch erwähnt, daß die
Wohnfläche über 130 m2 hinausgehen soll, weil
es viele kinderreiche Familien gibt und man einer
Familie, die fünf Kinder hat, nicht zumuten kann,
daß sie auf einen Wohnraum von 130 m2 be­
schränkt bleiben soll. Ich möchte dazu sagen, daß
wir es sicherlich begrüßen, wenn man sich von
Seiten der Rechten dafür einsetzt, daß kinder­
reiche Familien begünstigt werden. Wir sind die
Letzten, die das bestreiten, wir sind aber auch
der Meinung, man hätte in diesem Gesetzentwurf
für kinderreiche Familien über das Gesamtausmaß
VOn 130 m2 hinausgehen können und sollen. Es
ist notwendig, daß man kinderreiche Familien
unterstützt, doch sind unter den gegenwärtigen
Bedingungen oft leider nicht die Voraussetzungen
gegeben, daß man kinderreiche Familien erhalten
und ernähren kann. Es gibt sicherlich auch Leute,
die aus egoistischen Gründen keine Kinder wollen.
Wir sind aber, wie gesagt, der Meinung, daß man
die kinderreichen Familien unterstützen soll. Ich
kann zum Beispiel darauf hinweisen, daß in den
sozialistischen Ländern automatisch in jedem Be­
trieb, in dem hundert Menschen arbeiten, Kinder­
krippen und Kindergärten errichtet werden. Hät­
ten unsere Familien eine gesündere wirtschaftliche
Grundlage, so könnte Osterreich sicherlich auch
eine größere Kinderanzahl verzeichnen. Würde
in den Betrieben dafür gesorgt, daß- die berufs­
tätigen Mütter ihre Kinder unterbringen können
und diese entsprechend betreut werden, so wären
wir heute bestimmt nicht veranlaßt, darauf hine

zuweisen, daß der Kinderreichturn in Osterreich
immer mehr abnimmt.

Wenn man in diesen Gesetzentwurf, wie ich
schon unterstrichen habe, auch einen Absatz ein­
gebaut hätte, nach welchem kinderreiche Familien
begünstigt werden, indem sie eine über 130 m2

hinausgehende Wohnfläche bekommen sollen, so
wären wir die Letzten gewesen, die dagegen auf­
getreten wären und dagegen stimmen würden.
Und wenn man den Einwand gemacht hat, es
sei praktisch nicht möglich, dies zu tun, dann



--

ABG. ENDL: Hohes Haus! Die Vorlage wurde
schon im Kommunalausschuß besprochen. Ich
möchte feststellen, daß beide Vorredner grund­
sätzlich gegen die Grundsteuerbefreiung nichts
einzuwenden haben, wohl jedoch gegen die Fest­
setzung des noch zulässigen Quadratausmaßes mit
200 m~, so wie wir es im Ausschuß beantragt

haben.
Bezüglich der Wohnbauförderung möchte ich

prinzipiell sagen, daß es gerade die Volkspartei
in unserem Lande war, die fortschrittlich gegen­
über allen anderen Bundesländern die Landes­
wohnbauhilfen gegeben har. Wir haben bereits
12.000 Wohnungen durch die Landeshilfe geför­
dert, und nun kommt auch die Wohnbauhilfe
1954 dazu, die eine noch größere Förderung be­

inhaltet.

PRASIDENT SASSMANN: Zum Wort gelangt
Herr Präsident E n cl 1.

genehmigten Wohnungsausmaß von 130 m
2

auch
für kinderreiche Familien das Auslangen gefun­
den werden kann. Eine solche Wohnung würde,
wenn der Zins 3 Schilling oder etwas über 3 Schil­
ling pro m~ beträgt, doch schon eine ziemliche
Ausgabe, besonders für eine kinderreiche Familie,
bedeuten. Größere Wohnungen können von ihnen
einfach gar nicht in Anspruch genommen werden.
Infolgedessen ist es - wie dies schon eine Aus­
einandersetzung im Kommunalausschuß gezeigt
hat _ unverständlich, daß in diesem Gesetz auch
für 200 m~ die Grundsteuerbefreiung verlangt
wird. Wer sich heute Wohnungen mit 200 m

2

bauen kann, der ist auch in der Lage, die Grund­
steuer zu zahlen. Er soll sie zahlen, er soll bei­
tragen, daß den Gemeinden Geld zur Verfügung
steht, um im Wege des verlorenen Bauaufwandes
die Zinse auf eine annehmbare Größe herabzu-

drücken.
Weil wir gerade den Bau von neuen Wohnungen

brauchen, erscheint es uns ganz unmöglich, darauf
zu verzichtel1, daß beim \'Viederaufbau von demo­
lierten Häusern nicht doch noch eine Wohnung

dazukommt.
Aus allen diesen Gründen stellen wir folgende

Abänderungsanträge (liest):
,,1m § 1 Abs. 1 Er. c ist zwischen den Bezeich-­

nungen ,lit. a' und ,bb)' die Bezeichnung ,aar
einzufügen. "

Der weitere Antrag lautet (liest):
"Im § 1 Abs. 1 Er. cl) hat e~ statt ,200 In~'

,130 m~' zu lauten."
Der letzte Antrag lautet (liest):

"Nach der Präambel der Novelle hat die Be­
zeichnung ,Artikel 1.' wegzufallen. Ebenso hat
die Bezeichnung ,Artikel H.' und der anschlies-­
sende Text in Wegfall zu kommen."

I~h bitte um Annahme dieser Anträge.

--- - - ---_.---_.----_.------ - -------- ----_.----

ABG. DR. STEINGDTTER: Hohes llaus! Der
Optimismus, der vielfach über unsere wirtschaft·
liehe Entwicklung geäußert wird, ist sicher ge­
rechtfertigt. Diese Entwicklung hängt aber auch _.
und das dürfen wir nicht vergessen ---- mit der
allgemeinen Weltkonjunktur zusammen. Dieser
Optimismus wird jedoch leicht getrübt. Vielleicht
ist die Bezeichnung "leicht" zu wenig in Bezug
auf die Wohnungsnot, die wir überall noch an-­
treffen. Es gibt ja hier in diesem Hause zahlreiche
Vertreter von Gemeinden, die bestätigen werden,
daß besonders in den Industriegem'einden eine
ganz schreckliche Wohnungsnot zu verzeichnen ist,
die trotz aller Hilfen des Bundes und des Landes
noch immer nicht beseitigt werden kO~lI1te. Dazu
kommt noch in manchen Orten chs wirklich un­
würdige und furchtbare Barackenclend. Die Ge­
meinden sind bestrebt, auf dem Gebiete der Be­
schaffung neuer Wohnungen alles zu tun, was im
Bereich ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit liegt,
wobei sie natürlich immer wieder zu den Mög­
lichkeiten Zuflucht nehmen müssen. die ihnen Land
und Bund bieten: der Bund mit dem Wohn- und
Siedlungsfonds, das Land mit der Landeswohn­
bauhilfe und die jetzt noch dazugekommene
Wohnbauförderung 1954. Hinderlich bei der Be­
kämpfung der Wohnungsnot _. das müssen wir
offen zugeben - ist der noch immer verhältnis­
mäßig hohe Zins, der von den Bewohnern der
neuen Häuser verlangt wird. In den steuerbe­
günstigten Gemeinden beträgt dieser Zins noch
immer mindestens 2 bis 3 Schilling pro m~, in
Gemeinden, in denen sich USIA-Betricbe befinden
und die daher auf viele Steuern verzichten müs·­
sen, sogar bis 4 Schilling pro m~. \'Venn wir auch
zugeben, daE die bisher genehmigten Wohnungs­
größen bei den betreffenden Wohnbauförderungs­
gesetzen besonders für kinderreiche Familien zu
gering waren, so müssen wir doch feststellen, dal~
mit dem beim Wohnbaufördcrung~gesetz 1954

PRASIDENT SASSMANN : Zum Woct gelangt
Herr Abg. Dr. S t ein g Ö t t e r.

können wir diesen Einwand nicht zur Kenntnis
nehmen. Man könnte ja den Familien, eie mehr
Kinder haben, auch rückwirkend eine Cteuerbe­
günstigung geben. Allerdings sind vvir ;,ber der
Meinung, daE man, wie ich schon gesa;!;t habe,
nicht so große Wohnungen oder gar villenähnliche
Gebäude errichten soll, da dadurch den Sinne
des Gesetzes nicht entsprochen würde.

Demgemäß stellt meine Fraktion fCllgenden
Abänderungsantrag (liest):

"Der Hohe Landtag wolle beschljcl~eJl:

Im § 1 (1) lir. d) ist die nutzbare Fläche der
Wohnungen, die in grundsreuerbcfreit:n Neu-,
Zu-, Auf-, Um- und Einbauten errichtet werden,
mit 130 m~ zu begrenzen."

_._--_._-_.------------_._~..__.-_ ...._---- _..-
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Wir stehen auf dem Standpunkt, daß die Fa­
milien gefördert und besonders kinderreiche Fa­
milien bei der Zuteilung der Förderungsgelder
bevorzugt werden sollen. Wenn es gilt, für die
Familie familiengerechten Wohnraum zu schaffen,
dürfen wir nicht kleinlich sein.

Heute haben wir bereits einige Beschlüsse in
punkto Kindererholungsheime gefaßt. Auch bei
den Schulbauten im besonderen sind wir nicht
kleinlich und haben auch da große Pläne auf
Jahre hinaus, ebenso bei den Erholungsheimen
für die Kinder. Aber jetzt, meine Herren, sind
Sie dagegen, weil wir es beantragt haben, daß
wir einen möglichst großen Kreis in die Förde­
rung einbeziehen und 200 m2 Wohnfläche für die
Grundsteuerbefreiung festsetzen. Nun auf einmal
sagen Sie, daß das zu viel wäre und daß diese
Förderungsmaßnahme zu hoch gegriffen sei. Tat­
sächlich ist sie es nicht, denn wir müssen auch
hier weit vorausschauend planen und können
nicht Gesetze schaffen, die nur ein oder zwei
Jahre gelten.

Mein Vorredner, Abg. Lauscher, hat sich seine
ganze Rede nur aus der Debatte des Ausschusses
geholt. Sie (zu Abg. Lauscher gewendet) sollten
etwas vorsichtiger sein, Herr Abgeordneter, denn
wenn Sie nicht Mitglied des Ausschusses sind, so
haben Sie Debatten des Ausschusses nicht hinaus­
zutragen. (Zwischenruf des Abg. Lauscher.) Ich
möchte Sie ersuchen, sich Ezzes und Weisheiten
nicht von den Debatten zu holen, die die beiden
großen Parteien im Ausschuß abführen. Sie sind
wohl noch ein junger Abgeordneter und kennen
das parlamentarische Getriebe noch nicht, darum
verzeihen wir Ihnen das. (Heiterkeit und Zu­
stimmung bei der ÖVP.)

Die Gemeinden werden keine Nachteile durch
die von uns vorgeschlagene Regelung haben, denn
es werden ja in der Praxis wirklich nicht allzu
viele sein, die bis zu 200 m2 Wohnfläche bauen.
Wir wollen bei der Wohnbauhilfe 1954 dieses
Flächenausmaß auch schon für die Zukunft fest­
legen, um auch in dieser Beziehung fortschrittlich
zu sein. Bei der un veninslichen Landeshilfe haben
wir ein Quadratausmaß von 60 m2 festgelegt, aber
auch hier werden wir uns einigen und das Aus­
maß erhöhen müssen, damit wir nicht zwei ver­
schiedene Maßstäbe in der Wohnbauförderuna in
Zukunft haben. '"

Ich darf Sie daran erinnern, daß wir auch vor
dem Jahre 1938 schon für Neubauten, Umbauten
und Zubauten von Klein- und Mittelwohnungen
die Grundsteuerbefreiung gehabt haben. Ich bitte
Sie daher, Ihre Anträge zurückzuziehen. Unsere
Partei, die die Familienpolitik immer gefördert
hat, steht auf dem Standpunkt, daß wir nicht nur
die Kleinst- und Kleinwohnungen fördern sollen,
sondern auch Möglichkeiten für jene Familien
schaffen müssen, die mehr als vier, fünf oder

sech; Kinder haben. (Abg. Dubovsky: Die haben
das Geld nicht, so groß zu bauen!) Eben weil sie
es nicht haben, wollen wir sie von allen anderen
Lasten befreien. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Auch
den anderen Einwand möchte ich nicht gelten
lassen, daß Sie sagen, die großen Familien und
die kinderreichen Familien besitzen sowieso so
,·ie! Geld, um sich' eine große Wohnung bauen
zu können. Ich mache Sie aufmerksam, bei Bau­
beginn .sind meist noch nicht so viele Kinder da
als nachher, und wenn einer einmal so spart und
sich eine große Wohnung bauen will, so soll man
ihm dabei nicht hinderlich sein.

In Osterreich sind 2,000.138 Wohnungen und
ein Fünftel dieser Wohnungen entspricht den
Forderungen nach familiengerechtem Wohnraum.
Also nur ein Fünftel! Von diesem Wohnraum
sind 10 Prozent im persönlichen Eigentum. Auch
hier wollen wir - und das hängt ja auch mit der
Forderung nach einem Wohnflächenausmaß von
200 111

2 zusammen - hauptsächlich Wohnungen im
persönlichen Eigentum. Es soll nicht so seiI~, daß
allein die Gemeinden oder Baugenossenschaften
die Wohnungsbesitzer sind. Unsere Baugenossen­
schaften haben die Satzungen so gehalten, daß
die Wohnungen in den Besitz der Betreffenden
übergehen können, und ich glaube, es ist auch
vom kommunalpolitischen Standpunkt nicht ge­
recht, wenn die Gemeinden allein Wohnungsbauten
durchführen, sie sollen das lieber den Zweck­
organisationen überlassen, und das sind die Bau-­
genossenschaften.

Zum Schluß möchte ich Ihnen nur noch sauen
daß uns eben die neue Wohnbauförderung ~er~
pflichtet, den Vorstoß für den Lebensraum der
kinderreichen Familien zu sichern. (Beifall bei der
Volkspartei.)

PRASIDENT SASSMANN : Die Rednerliste
ist erschöpft. Der Herr Berichterstatter hat das
Schlußwort.

Berichterstatter ABG. WONDRAK (Schluf5­
wort): Ich bitte den Herrn Präsidenten die Ab-
stimmung vorzunehmen. .,

PRi\SIDENT SASSMANN: Es liegen zur Ab­
stimmung vor vier Abänderungsanträge und der
Antrag des Kommunalausschusses. Ich werde vor­
erst die Abänderungsanträge zur Abstimmuno­
bringen und nachher den Hauptantrag. b

(Nach AbstimmunK über den Abänderungsan­
traK des Abg. Lauscher, betreffend Begrenzung
der grundsteuerbefreiten Wohnungen mit 130 m~):
Abgelehnt.

(Nach Abstimmung über den Abänderungsan­
traK Dr. Stein götter, betreffend die Abänderung
des § 1 Abs. 1 lit. c): Ab gel e h n t.
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(Nach Abstimmung über den Abänderungsan­
trag Dr. Steingötter, betreffend die Abänderung
des § 1 Abs. 1 lit. d): Ab gel e h n t.

(Nach Abstimmung über den Abänderungsan­
trag Dr. Steingötter, wonach die Bezeichnung
"Artikel I" und "Artikel 1I" wegzufallen hat):
Ab gel e h n t.

(Nach Abstimmung über den Wortlaut; des
Gesetzes sowie über den Antrag des Kommunal­
ausschusses): An gen 0 m me n.

Somit ist die Tagesordnung der heutigen Sit­
zung erledigt.

Es werden folgende Ausschüsse ihre Nominie­
rungssitzungen abhalten: Der Landwirtschaftsaus­
schuß sogleich nach dem Plenum im Prälatensaal;
der Bauausschuß sogleich nach der Sitzung des
Landwirtschaftsausschusses im Prälatensaal; der
Wirtschaftsausschuß sogleich nach dem Plenum
im Herrensaal und der Kommunalausschuß nach
der Sitzung des Wirtschaftsausschusses im Herreil­
saal.

Die nächste Sitzung wird auf schriftlichem
Wege bekanntgegeben.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluß der Sitzung um 13 Uhr.)


